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Stellungnahme des Deutschen Städtetages zum Entwurf eines Geset-
zes zur Ausgestaltung der Inklusiven Kinder- und Jugendhilfe (Kinder- 
und Jugendhilfeinklusionsgesetz – IKJHG) 

 
 
Sehr geehrte Frau Dr. Söfker, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Veröffentlichung des ersten Gesetzesentwurfs zur inklusiven Aus-
gestaltung der Kinder- und Jugendhilfe stellt einen entscheidenden 
Wendepunkt in der deutschen Sozialpolitik dar. Mit diesem Entwurf 
wird erstmals systematisch der Versuch unternommen, die bisher 
getrennten Zuständigkeiten für die Eingliederungshilfe nach dem 
SGB IX und die Kinder- und Jugendhilfe nach dem SGB VIII zusam-
menzuführen und eine inklusive Hilfeleistung für alle jungen Men-
schen - unabhängig von einer möglichen Behinderung - zu gewähr-
leisten. Der Gesetzentwurf umfasst gute Kompromisse und Hinweise 
aus den ausführlichen Diskussionen der letzten Jahre. Die klare und 
einheitliche Zuständigkeit der örtlichen Träger der Jugendhilfe für 
alle Kinder und Jugendlichen schließt eine regionale Zusammenar-
beit oder eine überregionale verwaltungsseitige Zuarbeit nicht aus. 
 
Wir müssen jedoch deutliche Kritik vor allem an der Schätzung der 
personellen und finanziellen Auswirkungen des Reformvorhabens 
üben: 
 

Das vor dem Hintergrund des Kinder- und Jugendstärkungsgesetz 
(KJSG)1 von 2021 konsequente Reformvorhaben trifft dabei auf Ju-
gendämter, die durch zahlreiche Reformen und Entwicklungen so-
wie die Ausweitung von Rechtsansprüchen in der Kinder- und 
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Jugendhilfe überlastet sind. Beispielhaft weisen wir hier auf die Einführung 
der Rechtsansprüche auf ganztägige Erziehung, Bildung und Betreuung 
für Kinder zwischen dem 1. und 3 Lebensjahr im Jahr 2013 und die 
ab dem 01.08.2026 geltenden Ansprüche auf Ganztagsförderung für 
Grundschulkinder hin. Des Weiteren erinnern wir an die sehr hohen 
Zugänge an unbegleiteten minderjährigen Ausländer/-innen (umAs), 
die Bewältigung der COVID-19-Pandemie, den eklatante Fachkräfte-
mangel und Krisensituationen im Allgemeinden Sozialen Dienst.  
 
Der Gesetzesentwurf birgt zweifellos das Potenzial, den inklusiven 
Gedanken in der Kinder- und Jugendhilfe rechtlich zu verankern und 
eine zukunftsweisende Neuorientierung einzuleiten. Dennoch muss 
die Frage der personellen und finanziellen Auswirkungen dieser Reform 
– auch mit Blick auf die strukturellen Veränderungen in den Ländern 
Bayern und Nordrhein-Westfalen - klar beleuchtet und damit auch die 
Frage der Umsetzbarkeit gestellt werden.  
 
Die finanziellen und personellen Auswirkungen des Gesetzentwurfes 
werden von uns deutlich höher eingeschätzt als im Gesetzentwurf 
dargestellt. Ohne Ausgleich der finanziellen Mehrbelastungen kann 
das IKJHG nicht umgesetzt werden. 
 
Der dauerhafte personelle Aufwand wird sich durch zusätzliche Aufga-
ben, aber auch durch bessere Personalschlüssel in der Kinder- und Ju-
gendhilfe und den intensiven Einsatz sozialpädagogischer Fachkräfte er-
heblich erhöhen. Wir erwarten eine realistische und nachvollziehbare 
Schätzung des personellen und finanziellen Aufwandes und einen ent-
sprechenden Ausgleich.  
 
Die vorliegende Kostenschätzung des Bundes lehnen wir als absolut unzu-
reichend ab.  Der einmalige Umstellungsaufwand für Länder und Kommunen 
soll bei dieser weitreichenden Reform, die sowohl 500 kommunale Jugendäm-
ter als auch die 16 Bundesländer mit ihren zum Teil weitreichenden Struktur-
reformen betreffen, lediglich 81 Mio. Euro betragen.  Dies erschließt sich uns 
in keiner Weise. Wir erwarten auch hier eine nachvollziehbare und realistische 
Kostenschätzung und einen vollständigen Ausgleich 
 
Wir kritisieren weiterhin deutlich, dass die Verantwortlichkeit des Sys-
tems Schule für eine ganzheitliche und inklusive Bildung bei dieser Ge-
legenheit wieder nicht geregelt und durchgesetzt wurde. In einem in-
klusiven Schulsystem wären keine ergänzenden und kompensierenden 
Leistungen der Eingliederungshilfe oder Kinder- und Jugendhilfe not-
wendig. Wir fordern, dass die Länder ihrer Verpflichtung zur „Bildung 
für alle“ nachkommen. 
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Im Weiteren setzen wir uns auch nachdrücklich dafür ein, dass der Be-
griff der „Wesentlichkeit“ der Behinderung, bzw. Teilhabeeinschrän-
kung in § 27 Abs. 3 SGB VIII-E, die Zuständigkeit der Verwaltungsge-
richte für Rechtsstreitigkeiten im SGB VIII und die Zuständigkeit der 
Länder für die Umsetzung des SGB VIII erhalten bleiben sollten. 
 
I. Anspruchsgrundlagen für Leistungen zur Entwicklung, zur Erziehung 
 und zur Teilhabe 
 
Die Zusammenführung der Hilfen zur Erziehung und der Leistungen zur Ein-
gliederungshilfe stellt fachlich einen bedeutenden Fortschritt für die inklusive 
Kinder- und Jugendhilfe dar. Sie verdeutlicht den Anspruch aller Kinder auf 
Unterstützung durch die Kinder- und Jugendhilfe, unabhängig davon, ob eine 
Behinderung vorliegt und entspricht damit dem § 1 Abs. 1 SGB VIII. Durch 
diese Regelung wird es jungen Menschen ermöglicht, sowohl erzieherische 
Hilfen als auch Eingliederungshilfen im Rahmen der Jugendhilfe zu erhalten, 
wobei gleichzeitig die spezifischen Bedarfslagen berücksichtigt werden kön-
nen. Es bleibt jedoch bei den jeweiligen Leistungstatbeständen. Die Einbezie-
hung des Begriffs "Teilhabe" ist ebenfalls positiv zu bewerten. Teilhabe stellt 
ein fundamentales menschliches Grundbedürfnis dar.  
 
Bei diesem ganzheitlichen Ansatz, aus Sicht der Eltern die Befürchtung, dass 
nicht nur die Behinderung ihres Kindes in den Blick genommen wird, son-
dern auch ihre Erziehungskompetenz und somit „Zugriffe“ des Jugendamtes 
befürchtet werden. Dieser Befürchtung muss einerseits begegnet werden, 
andererseits die Standards in Kinderschutz auch durch den Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe gewährleistet bleiben. Durch immer engmaschigere 
Strukturen, zuvörderst Schuleinrichtungen, gehen wir davon aus, dass im 
Bereich von Kindern mit körperlicher und geistiger Behinderung tatsächlich 
die Fallzahlen im Kinderschutz steigen. 
 
Erhalt der unterschiedlichen Anspruchsgrundlagen der Leistungstatbestände 
 
Positiv zu bewerten ist die Verankerung aller Hilfen unmittelbar im SGB VIII. 
Eine sog. Dachleistung mit zwei Leistungstatbeständen stellt einen guten und 
vor allem verwaltungsrechtlich vollziehbaren Kompromiss dar, welcher den 
anstehenden Umstellungsprozess unterstützt. 
 
Es ist zu klären, in welchem Umfang der Bereich der Hilfen/Leistungen zur Ent-
wicklung in den §§ 27 ff. Berücksichtigung findet. Es wird nicht bestritten, dass 
es über die Deckung des erzieherischen Bedarfes und Teilhabebedarfes hinaus 
weitere Entwicklungsbedarfe im Sinne einer ganzheitlichen und inklusiven Kin-
der- und Jugendhilfe gibt. Allerdings gilt die strikte Vorgabe der Vermeidung ei-
ner Ausweitung des anspruchsberechtigten Personenkreises gem. § 108 Abs. 2 
S. 2 SGB VIII, somit dürfen diese Überlegungen beim Reformvorhaben keine 
Rolle spielen.  
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Um eine bedarfsgerechte Unterstützung zu gewährleisten und gleichzeitig eine 
ungewollte Ausweitung des Kreises der Leistungsberechtigten zu vermeiden, 
ist die Aufrechterhaltung unterschiedlicher Anspruchsgrundlagen für die Hilfen 
zur Erziehung und die Leistungen der Eingliederungshilfe unerlässlich. Darüber 
hinaus ist es von entscheidender Bedeutung, zwischen einem erzieherischen 
Bedarf und einem Teilhabebedarf klar zu unterscheiden. Diese beiden Bedarfs-
felder dürfen nicht automatisch in ihrer Gesamtheit betrachtet werden, da sie 
unabhängig voneinander bestehen und jeweils eigenständige Anforderungen 
an die Unterstützung stellen können. 
 
Mit der einzelfallorientierten Leistungsgewährung ist weiterhin gewährleis-
tet, dass die individuellen Leistungsansprüchen aller jungen Menschen erfüllt 
werden. 
 
Anspruchsinhaberschaft 
 
Im Dachleistungstatbestand (§ 27 Abs. 1 SGB VIII-E) werden Kinder und Jugend-
liche - neben den Personensorgeberechtigten - nun explizit als (Mit-) Inhaber 
des Anspruchs benannt. Dies stärkt ihre Rechtsposition. Es wirft jedoch auch 
Fragen auf. Zum einen ist es inhaltlich sinnvoll, zumindest bei den teilstationä-
ren und stationären Hilfen die Personensorgeberechtigten in jedem Fall zwin-
gend einzubeziehen. Die grundgesetzlich geschützten Rechte der Eltern sind an 
dieser Stelle zu achten. Im Konfliktfall können die Familiengerichte einbezogen 
werden. Unabhängig davon können die Kinder und Jugendlichen in Obhut ge-
nommen werden, wenn das Kindeswohl gefährdet erscheint. Das in § 27 Abs. 2 
Satz 2 SGB VIII-E normierte Antragsrecht für Jugendliche für teilstationäre und 
stationäre Hilfen zur Erziehung ist daher zumindest zweifelhaft. Die Diskussion 
zu dieser Frage der Anspruchsinhaberschaft ist in unserer Mitgliedschaft noch 
nicht abschließend geführt  
 
Wegfall des Begriffs der Wesentlichkeit 
 
Der Begriff der Wesentlichkeit der Behinderung, bzw. der Teilhabeeinschrän-
kung soll in § 27. Abs. 3 SGB VIII-E entfallen. Bisher war er bei Leistungen nach 
dem SGB IX und der Eingliederungshilfe erforderlich.  
 
Die Wesentlichkeit wird nunmehr umschrieben (Eignung und Notwendig-
keit). Diese unbestimmten Begrifflichkeiten müssen ausgefüllt werden. Zu 
unterscheiden ist auch bisher zwischen Pflichtleistungen und Ermessensleis-
tungen, wobei die Frage der Wesentlichkeit einer Behinderung eine große 
Rolle spielt. Eine VO hierzu ist bis heute nicht ergangen. Die einzige Orien-
tierungsmöglichkeit ist die EingHiVO, die bestimmte Behinderungsarten 
aufzählt, die als wesentlich bezeichnet werden können.  
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Wir gehen davon aus, dass die Rechtsauslegung durch die Einführung der 
neuen Begriffe schwieriger wird und es als Konsequenz der Unklarheit zu ei-
ner Ausweitung von Leistungsfällen kommen wird. Wir fordern daher die Bei-
behaltung des Begriffs der Wesentlichkeit. 
 
 
II. Verschiedene Leistungsformen und Leistungskataloge 
 
Die Implementierung der Leistungsformen der Eingliederungshilfe des SGB IX 
in das SGB VIII ist im Sinne des Vorhabens der Jugendhilfe und Eingliederungs-
hilfe „unter einem Dach". Dies ermöglicht eine bessere Verzahnung der bei-
den Sozialgesetzbücher und fördert somit eine umfassende Unterstützung al-
ler jungen Menschen. Mit der Ergänzung, dass Leistungen der Eingliederungs-
hilfe miteinander oder mit anderen Leistungen des SGB VIII verbunden wer-
den, können, bringt der Gesetzgeber dem Personenkreis der Anspruchsbe-
rechtigten die Sicherheit und die notwendige Flexibilität eine für sie passende 
und ganzheitliche Hilfestellung/Leistung zu bekommen. 
Erstmals werden im SGB VIII neben den personenbezogenen Dienstleistun-
gen im größeren Umfang auch Geldleistungen (persönliches Budget, vgl. § 
35a Abs. 6 SGB VIII-E oder pauschale Geldleistung gern. §§ 35a Abs. 5, 35i 
SGB VIII-E) sowie Sachleistungen erbracht, vgl. § 35a Abs. 3 SGB VIII-E. 
 
Es werden mehrere Leistungsformen neu eingeführt, bzw. ausgeweitet, 
was zu einem personellen und finanziellen Mehraufwand für die Kommu-
nen führt: 
 
Die Integration der Frühförderung in das SGB VIII ist positiv zu bewerten, 
da die betroffenen Kinder häufig bereits durch die Angebote der Frühen 
Hilfen und der Kindertageseinrichtungen bekannt sind und der Förderbe-
darf somit ganzheitlich durch den Träger der öffentlichen Kinder- und Ju-
gendhilfe erkannt werden kann. Es ist positiv hervorzuheben, dass in die-
sem Kontext keine Hilfe- und Leistungsplanung gem. §§ 35ff. SGB VIII-E 
vorgesehen ist, da dies weiterhin ein niedrigschwelliges Angebot bleiben 
sollte, das nicht durch bürokratische Abläufe des Jugendamtes für die Fa-
milien erschwert werden darf. Dennoch werden im Bereich der Frühförde-
rung behinderungsspezifische Bedarfe frühzeitig erkannt und im Zusam-
menspiel mit dem familiären Umfeld betrachtet. Eine an dieser Stelle an-
setzende, zielgerichtete Hilfe- und Leistungsplanung könnte frühzeitig ei-
ner drohenden Behinderung entgegenwirken und die gesellschaftliche 
Teilhabe fördern.  
 
Die Übertragung der Früherkennung und —förderung ist ein neuer Bereich 
für den Jugendhilfeträger und bedarf inhaltlicher Einarbeitung. Zudem 
müssen neue Leistungs- und Entgeltvereinbarungen mit entsprechenden 
Dienstleistern getroffen werden. 
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Die Übertragung der in den §§ 35b, 35d — 35i SGB VIII-E aufgeführten Leis-
tungsformen muss jedoch hinsichtlich ihrer Schnittstellen geprüft und deutli-
cher von den Zuständigkeiten anderer Rehabilitationsträger abgegrenzt wer-
den. 
 
Die durch das KJSG weiterentwickelte Vorschrift des § 41 SGB VIII soll hin-
sichtlich der Erstreckung der Leistungen der Kinder- Jugendhilfe auch vollum-
fänglich auf die Leistungen der Eingliederungshilfe unter dem Dach des SGB 
VIII Anwendung finden und somit bei entsprechenden Bedarfen in der Regel 
auch jungen Volljährigen bis zum 21. Lebensjahr (in Ausnahmefällen auch 
darüber hinaus) zugutekommen. Fachlich wird dies auch von vielen Kommu-
nen begrüßt, es wird jedoch auch zu einer Zunahme von Leistungen führen. 
 
Durch die unterschiedlichen offenen Leistungskataloge für Hilfen zur Erzie-
hung und der Eingliederungshilfe, welche aber mit dem SGB IX Teil 2 kompa-
tibel ist, kann die Fortführung der Hilfe bei einem altersbedingten Übergang 
sichergestellt werden und aus beiden Leistungskatalogen ein bedarfsgerech-
tes Angebot geschaffen werden.  
 
Hierbei sollte allerdings beachtet werden, dass die Arten der Leistungen nicht 
zu starr festgeschrieben sind, sondern den Leistungsberechtigten die notwen-
dige Flexibilität bieten, um die bestmögliche Unterstützung zur Entwicklung, 
Erziehung und Teilhabe zu erhalten. Eine einzelfallorientierte Leistungsge-
währung wird damit begünstigt. 
 
Der Verweis in § 35a Abs. 1 HS.2 SGB VIII-E auf die Kapitel 3 bis 6 des Teils 2 
des SGB IX ist insofern hilfreich, als er sicherstellt, dass es zu keiner Verschlech-
terung der Leistungsgewährung für junge Menschen mit Behinderung kommt. 
Es sollte jedoch darauf geachtet werden, dass nicht lediglich auf diese Regelun-
gen verwiesen wird, sondern dass die Leistungen auch entsprechend angepasst 
oder verbessert werden, um die Umsetzung von § 4 Abs. 3 SGB IX zu gewähr-
leisten.  
 
III. Hilfe- und Leistungsplanung als zentrales Instrument der kooperati- 
 ven Bedarfsdeckung: 
 
Gemeinsame Grundsätze und Anforderungen für die Hilfe- und Leistungspla-
nung im Rahmen von Hilfen zur Erziehung und Eingliederungshilfe sind not-
wendig, um die Einheitlichkeit und die Gleichstellung beider Unterstützungs-
formen zu verinnerlichen. Der Hilfe- und Leistungsplan dient der Steuerung, 
Wirkungskontrolle und Dokumentation des Hilfe- und Leistungsprozesses und 
soll vor allem die institutionalisierte Beteiligung und Kooperation der Leis-
tungsberechtigten absichern. Die Prinzipien des § 36 Abs. 4 SGB VIII-E sind im 
Wesentlichen § 117 SGB IX entnommen und als allgemeine normative Aussa-
gen über den mit der Hilfe- und Leistungsplanung strukturierten Prozess der 
Erbringung von Leistungen zur Entwicklung, Erziehung und Teilhabe zu 
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verstehen. Sie setzen somit Qualitätsstandards für die Hilfe- und Leistungs-
planung. 
Die Fortschreibung des Hilfe- und Leistungsplans wurde gem. § 36a Abs. 2 S. 2 
SGB VIII-E auf einem spätesten Zeitraum von zwei Jahren festgeschrieben.  
 
Eine einheitliche Hilfe- und Leistungsplanung ist von wesentlicher Bedeutung, 
um eine Disparität zwischen Eingliederungshilfe und erzieherischer Hilfe zu 
vermeiden. Das Instrument der Hilfe- und Leistungsplanung sollte daher so 
ausgestaltet sein, dass es ausreichend Flexibilität bietet, um auf die spezifi-
schen Anforderungen und Bedürfnisse der jungen Menschen einzugehen, 
auch im Hinblick auf deren Rehabilitationsbedarf, so dass gesonderte Vor-
schriften für die betroffenen Kinder- und Jugendliche nicht notwendig sind. 
Dies gewährleistet eine umfassende und bedarfsgerechte Unterstützung der 
jungen Menschen. 
 
Die in § 36b SGB VIII-E geregelte Vorschrift zur Hilfe- und Leistungsplankonfe-
renz sieht in Anlehnung an § 119 Abs. 1 SGB IX vor, dass der Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe bei Zustimmung des Leistungsberechtigten nach pflichtgemä-
ßem Ermessen darüber entscheiden kann, eine Konferenz zur Aufstellung oder 
Überprüfung des Hilfe- und Leistungsplans durchzuführen. Besonderes Ge-
wicht muss im Rahmen der Ermessensausübung der Willensäußerung und 
den Interessen des Kindes oder Jugendlichen zukommen, denen nicht auto-
matisch mit Zustimmung des Leistungsberechtigten Rechnung getragen wird. 
 
Bereits in § 36 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII ist die Partizipation von Kindern, Jugendli-
chen und Personensorgeberechtigten bei allen Verfahrensschritten fest veran-
kert. Dadurch wird die Position junger Menschen sowie ihr Recht auf Beteili-
gung gestärkt. 
 
Der Verweis in § 36a Abs. 4 SGB VIII, dass bei Bedarf unter anderem auch andere 
Rehabilitationsträger einzubeziehen sind, erfordert eine koordinierende Rolle 
der Kinder- und Jugendhilfe. Dabei sollte die Rollenverteilung der verschiedenen 
Rehabilitationsträger klar definiert werden. In der Praxis zeigt sich bisher, dass 
die Zusammenarbeit mit anderen Rehabilitationsträgern, wie beispielsweise den 
Krankenkassen, oft schwierig ist und eine Kooperation oder gemeinsame Hilfe- 
und Leistungsplanung nur selten erfolgreich umgesetzt wird. Damit eine effek-
tive Zusammenarbeit möglich wird, müssen auch auf Seiten der anderen Rehabi-
litationsträger Strukturen geschaffen werden, die eine gemeinsame Hilfe- und 
Leistungsplanung ermöglichen. 
 
Die veränderte Bedarfsermittlung für Leistungen der Eingliederungshilfe gem. 
§ 38a SGB VIII-E könnte eine erhebliche Vereinfachung für Kinder und Jugend-
liche mit Behinderungen darstellen und zu einem möglichen schnelleren Hilfe-
beginn führen kann. Im Gegensatz zum bisherigen zweistufigen Verfahren der 
Bedarfsermittlung im Rahmen des § 35a SGB VIII können nun auch ältere Di-
agnosen oder kurze ärztliche Stellungnahmen ausreichen. Dabei ist zu 
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beachten, dass aufgrund der offenen Formulierung der erforderlichen Unter-
lagen die Entscheidung über deren Eignung im Ermessen der Fachkraft liegt. 
Besonders wichtig ist hier die Ergänzung in Absatz 3, die vorschreibt, dass Kin-
der und Jugendliche sowie ihre Personensorgeberechtigten in die Entschei-
dungsfindung einbezogen werden müssen. Der vorgeschlagene Stufenplan 
könnte eine Entlastung der Familien bewirken, da die aktuelle Praxis zeigt, 
dass das System der Kinder- und Jugendpsychotherapeuten überlastet ist und 
Diagnostiktermine häufig erst nach sechs bis zwölf Monaten verfügbar sind. 
Dies führt in der Antragsbearbeitung meist zu Verzögerungen, die sich zum 
Nachteil der Kinder und Jugendlichen auswirken. Zudem werden durch die ge-
setzlichen Neuerungen den Betroffenen aufwändige und langwierige erneute 
Begutachtungsprozesse erspart. 
 
Die Orientierung an der ICF-CY zur Bedarfsfeststellung ist ebenfalls positiv zu be-
werten, da sie eine ganzheitliche Betrachtung der verschiedenen Lebensberei-
che eines Menschen ermöglicht und somit das Familiensystem umfassend in den 
Blick nimmt. Da es kein bundesweit einheitliches Bedarfsermittlungsinstrument 
geben wird, werden die Kommunen Personalressourcen für die Entwicklung ei-
nes solchen Instruments aufwenden müssen. Es muss den besonderen Anforde-
rungen der Kindheit, sowie der alters- und entwicklungsspezifischen Behinde-
rung gerecht werden. Die fachlich übereinstimmend geforderte Orientierung an 
der ICF wird ausdrücklich begrüßt. 
 
Insgesamt ist jedoch deutlich festzuhalten, dass die Kommunen als öffentliche 
Träger der Kinder- und Jugendhilfe einen sehr erheblichen personellen Mehrauf-
wand durch diese Veränderungen haben werden, der im Gesetzentwurf nicht 
angemessen dargestellt wird.  Es bestehen erhebliche Bedenken, dass der Sys-
tem- und Zuständigkeitswechsel angesichts des teilweise dramatischen Fachkräf-
temangels auch in den Jugendämtern zu realisieren sein wird. Auf jeden Fall 
muss er den Kommunen finanziell ausgeglichen werden. 
 
IV. Die unbefristete Implementierung der Verfahrenslotsen 
 
Die Einführung der Verfahrenslotsen hat zumindest für den Übergang einen 
bedeutenden Fortschritt dargestellt, um Familien mit Kindern mit Behinderun-
gen im Rahmen dieses Reformprozesses angemessen zu unterstützen. Diese 
Lotsen helfen den Familien in der aktuellen Rechtslage dabei, ihre Rechtsan-
sprüche durchzusetzen und die zuständigen Institutionen kennenzulernen.  
 
Es gibt bei den Kommunen sehr unterschiedliche Einschätzungen dazu, ob 
die Verfahrenslotsen auch noch nach der vollständigen Umsetzung der 
Leistungszusammenführung notwendig sind. Mit der verpflichtenden dau-
erhaften Implementierung der Verfahrenslotsen greift der Bundesgesetz-
geber allerdings unmittelbar in die Organisationshoheit der Kommunen 
ein. Zudem stellt die unbefristete Implementierung der Verfahrenslotsen 
stellt eine zusätzliche personelle Ressource dar, die von den Kommunen 
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aufgebracht und finanziert werden muss. Wir lehnen diese Verpflichtung 
daher ab.  
 
Es sollte den Kommunen überlassen bleiben, selbst zu entscheiden, ob sie 
die Verfahrenslotsen dauerhaft benötigen, z.B. zur Begleitung des Eintritts 
der Leistungsberechtigten in das Erwachsenenalter und damit beim Wech-
sel vom System der Kinder- und Jugendhilfe in das System der Eingliede-
rungshilfe. 
 
V. Das Leistungserbringungsrecht 
 
Im IKJHG sind einige Änderungen des Leistungserbringungs- und Finanzie-
rungsrechts der §§ 74 ff. SGB VIII vorgesehen. So erfolgen Korrekturen bzgl. 
der inklusiven Ausrichtung von Förderung und Anerkennung freier Träger 
auf dem Gebiet der Jugendhilfe oder solcher der Eingliederungshilfe für Kin-
der und Jugendliche mit Behinderungen (§§ 74 Abs. 4, 75 Abs. 2 SGB VIII-E). 
Im Vertragsrecht der §§ 77, 78a ff. SGB VIII gibt es gar nur begriffliche An-
passungen oder Folgeänderungen aufgrund neuer Nummerierung von Vor-
schriften. 
 
In § 75 Abs. 2 SGB VIII-E wird der Anspruch auf Anerkennung als Träger der 
freien Jugendhilfe normiert. Voraussetzung für eine auf Dauer angelegte 
Förderung ist, dass juristische Personen und Personenvereinigungen min-
destens drei Jahre auf dem Gebiet der Leistungen der Eingliederungshilfe 
für junge Menschen mit Behinderungen tätig sind. Das bedeutet eine Aus-
weitung der anzuerkennenden Träger der freien Jugendhilfe auf jur. Perso-
nen und Personenvereinigungen, die im Bereich der Eingliederungshilfe für 
junge Menschen mit Behinderungen tätig sind. Hierdurch könnte sich eine 
Erhöhung der Zuschüsse an Träger der freien Jugendhilfe ergeben. 
 
Auf kommunaler Ebene bedeutet dies für den öffentlichen Träger auch, dass 
ein erhöhter Aufwand bei der Anerkennung und Überprüfung freier Träger 
der Eingliederungshilfe gemäß § 75 SGB VIII zu erwarten ist. Dieser zusätzliche 
Aufwand sollte bei der Planung einer personellen Aufstockung berücksichtigt 
werden. Entsprechende Personalkosten müssen frühzeitig in die Haushaltspla-
nung eingebracht werden. 
 
Eine weitere personal- und kostenintensive Herausforderung besteht in der 
Schaffung von Barrierefreiheit bei den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe 
und der fachlichen Gestaltung von multiprofessionellen Teams, die bei der An-
erkennung freier Träger in der Jugendhilfe bisher nicht ausreichend berücksich-
tigt wird. Beispielsweise finden Rehabilitationspädagogen im TVöD keine Be-
trachtung. Daher sind sowohl die öffentlichen als auch die freien Träger wech-
selseitig aufeinander angewiesen, um bedarfsgerechte inklusive Angebote für 
junge Menschen realisieren zu können. 
 



   

Seite 10 / 11 

VI. Inklusive Kostenheranziehung in einem inklusiven SGB VIII 
 
Eine einheitliche Kostenregelung für Hilfen und Leistungen im SGB VIII ist im 
Sinne der Gleichstellung von erzieherischen Hilfen und Leistungen der Einglie-
derungshilfe inhaltlich nachvollziehbar. Dadurch wird sichergestellt, dass Fa-
milien mit Kindern, ob mit oder ohne Behinderung, gleichbehandelt werden, 
wie es ein inklusives SGB VIII vorsieht. 
Die Kostenheranziehung orientiert sich an den bisherigen Regelungen im SGB 
VIII und den häuslichen Ersparnissen gem. dem SGB IX, was die Rechtssicher-
heit sowohl im Interesse der Leistungsberechtigten als auch der Verwaltung 
stärkt. So bleiben ambulante Hilfen und Leistungen für junge Menschen und 
deren Familien kostenfrei, während bei (teil-)stationären Hilfen und Leistun-
gen Kostenbeiträge erhoben werden. Die gesamte Abschaffung der Kostenbei-
träge wäre für die Kommunen nicht finanzierbar. Die Höhe des Kostenbeitrags 
wird durch transparente Richtlinien zur Beitragsermittlung für die Familien 
festgelegt. 
 
Durch die inklusive Kostenheranziehung werden allerdings erhebliche Mehr-
kosten auf die Kommunen zukommen. Diese zusätzliche finanzielle Belastung 
muss den Kommunen vollständig durch Bund und Länder erstattet werden.  
 
Darüber hinaus sind Detailfragen der Finanzierung zu klären: 
 

1. Wird der dafür vorgesehene Betrag aus dem Haushalt des Sozialamtes auf 
das Jugendamt übertragen? 

 
2. Erhalten die Kommunen darüber hinaus zusätzliche Mittel durch den 
überörtlichen Träger? 

 
Es bedarf einer klaren Konkretisierung, in welcher Weise die Kommunen in 
die Lage versetzt werden sollen, diese zusätzlichen Anforderungen zu erfüllen. 
Eine entsprechende Veröffentlichung dieser Details ist erforderlich. 
 
VII.  Länderöffnungsklausel / Verantwortung der Länder für die Zuständigkeits- 
  regelungen 
 
Wir sehen - ebenso wie der Deutsche Landkreistag und der Deutsche Städte- 
und Gemeindebund - keine Bundeskompetenz für die Regelung der Zustän-
digkeitsfragen beim Kinder- und Jugendhilfegesetz. Die Länder führen die Ge-
setze des Bundes aus, wenn nichts anderes in der Kompetenzordnung des 
Grundgesetzes geregelt ist. Im Falle der Kinder- und Jugendhilfe nehmen die 
Länder diese Kompetenz wahr, indem sie die Aufgaben weitestgehend auf 
die kommunale Ebene übertragen haben. Auch für die Zukunft setzen wir uns 
dafür ein, dass die Länder die Zuständigkeitsfragen regeln. In Nordrhein-
Westfalen und Bayern bestehen besondere strukturelle Herausforderungen 
aufgrund der bisherigen Zuständigkeiten der überörtlichen Träger der 
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Eingliederungshilfe und der Vielzahl kleiner Jugendämter. Eine sachgerechte 
Lösung der Zuständigkeitsfragen kann nicht auf Bundesebene gefunden wer-
den.  
 
Wir halten es allerdings für dringend notwendig, in der Begründung zu die-
sem Gesetz deutlich zu machen, dass gesetzliche Neuregelungen der beste-
henden landesrechtlichen Ausführungsgesetze zumindest in den Flächenlän-
dern verfassungsrechtlich geboten sind. Alleine der Verweis auf das beste-
hende Landesrecht dürfte angesichts der deutlichen qualitativen Verände-
rung des Jugendhilferechts nicht ausreichend sein. Ein Verzicht auf eine Än-
derung des Landesausführungsrechts kann zu langwierigen Auseinanderset-
zungen bei der Zuständigkeit zwischen Kommunen und dem jeweiligen Land 
führen. Eine Verunsicherung der Leistungsberechtigte und der Leistungser-
bringer und eine Verzögerung der Leistungsbewilligung wäre die Folge. 
 
VIII. Übergangsphase 
 
Um sicherzustellen, dass keine Verschlechterung der Leistungsgewährung für 
Familien mit Kindern mit Behinderung eintritt, sollte eine klare und zeitlich be-
grenzte Übergangsregelung für sie geschaffen werden.  
 
IX.  Gerichtsbarkeit 
 
Derzeit existieren unterschiedliche gerichtliche Zuständigkeiten für junge 
Menschen mit Behinderung. Während Leistungen für Menschen mit seeli-
scher Behinderung (Kinder- und Jugendhilfe) vor den Verwaltungsgerichten 
geltend gemacht werden können, sind für junge Menschen mit geistiger 
oder körperlicher Behinderung (Eingliederungshilfe) die Sozialgerichte zu-
ständig. Angelegenheiten im Rahmen von Erziehungshilfen und Inobhut-
nahmen (Kinder- und Jugendhilfe) fallen hingegen in den Zuständigkeitsbe-
reich der Verwaltungsgerichte. 
 
Mit der Änderung des Sozialgerichtsgesetzes ist eine teilweise Verlagerung 
von Rechtsstreitigkeiten von den Verwaltungsgerichten auf die Sozialge-
richte vorgesehen. Diese wird von unserer Mitgliedschaft mehrheitlich ab-
gelehnt. Wir setzen uns daher dafür ein, dass die Rechtsstreitigkeiten nach 
dem SGB VIII auch zukünftig einheitlich von den Verwaltungsgerichten ent-
schieden werden.  
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 

 
 
 

Stefan Hahn 


